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Anfrage 

der Abgeordneten Egg, Hellwagner 

und Genossen 

an die Frau Bundesminister für Hissenschaft mif F.orschung, 

betreffend zahnärztliche Versorgung in Qsterreich. 

Immer '(;lieder \'lird von den verschiedenen Gremien I die 

derzeit unzureichend zahntirzliche Versorgung der 

österreichischert Bev5lkerung kr~tisiert. Vorliegenden 

Berichten zufolge scheiden In den nächsten Jahren 

~nverhältnismässig mehr Zahnbehandler aus AltersgrGnden 

aus dem Berufsleben aus, als Zuw~chse zu erwarten sind. 

Der Hangel an Zahnbehandlern ist unbestritten. Noch 

mehr im argen liegt jedoch die zahnärztliche Betreuung in 

einzelnen regionalen Bereichen. Wesentlich für die weitere 

Entwicklung ist die Vergrösserung der Ausbildungsstätten an 

den Universitäten. 

Die unterzeichneten Abgeordnet~n stellen daher an die' 

Frau Bundesminister für Wissenschaft und Forschung 

nachstehende 

A n fra g e 

1.) Kann mit einer Vergr5sserung der zahnärztliche~ 

Universit5tsinstitute in Graz, Innsbruck und Salzburg g6rechnet 

werden ? 

2.) I'!ievie 1e l\u~~bi ldunC'J~.:;p15 tze fi.ir Zahn~r7. te stehen zur 

Vcrfü~Jung und wieviele sollen noch AJescha f ['en wqrden ? 

3.) Bis yarfr1 k,tnn mit einer Zunah:nc der za\1nbehayrtll(/~i 9QQ.enübcr 

dem natürlichen Abgang gerechnet werden ? 

4.) ~'ielchC! Ergebnisse zei tigten die Erhebun9cn I \'lonach 

festgestellt werden sollte, wie die Ärzte in den ein~clnen 

Landesteilen (gesondert für die einzelnen m2dizinischen 

Sondergebiete) sowie nach der Altersstruktur niedergelassen 

sind ? 
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